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Vorwort

Dieses Lehrbuch ging aus dem Vorlesungsskript für die Refugee Law Clinic an der
Universität Augsburg hervor, in der sich Studierende nicht nur der juristischen Fakultät
außerhalb ihres regulären Curriculums ehrenamtlich für Flüchtlinge engagieren. Mein
Anliegen ist die Darstellung der Grundlinien des Ausländer- und Asylrechts in ihren
wechselseitigen Bezügen, tragenden Prinzipien und Strukturen unter Einbeziehung mei-
ner Erfahrungen aus der verwaltungsgerichtlichen Praxis. Mit Blick auf studentische
Leser werden für die folgende Darstellung keine Vorkenntnisse des Ausländer- und
Asylrechts vorausgesetzt, dafür erfolgt häufig der Rückgriff auf die ihnen eher bekann-
ten Rechtsinstitute des allgemeinen Verwaltungsrechts und des Verwaltungsprozess-
rechts.

Der zu Grunde liegende Rechtsstand ist jener des Sommers 2019 nach den Novellen
durch das „Gesetz über die Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung“, das „Fach-
kräfteeinwanderungsgesetz“, das „Zweite Gesetz zur besseren Durchsetzung der Aus-
reisepflicht“ und das „Dritte Gesetz zur Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes“,
auch soweit diese Gesetzesänderungen erst zum Jahresbeginn 2020 in Kraft treten wer-
den. Gegenüber den Vorauflagen wird neben der aktuellen Rechts- und Rechtspre-
chungsentwicklung u.a. das Rechtsinstitut der Unionsbürgerschaft mit den ihr vom
Europäischen Gerichtshof beigelegten Reflexwirkungen für Drittstaatsangehörige aus-
führlicher dargestellt und ein weiterer Schwerpunkt bei der Ausbildungsduldung ge-
legt.

Um Rechtsreferendaren in ihrer Ausbildungsstation und erstmals in ihrer Berufspraxis
mit Ausländer- und Asylrecht befassten Richterinnen und Richtern an den Verwal-
tungsgerichten sowie Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten die Einarbeitung zu er-
leichtern, werden in den Nachweisen vorwiegend Entscheidungen der Bundesgerichte
und des Europäischen Gerichtshofs sowie der Oberverwaltungsgerichte zitiert, um
einen Überblick über die gefestigte Rechtsprechung zu geben. Zur Vertiefung von Ein-
zelthemen wird auf Aufsätze verwiesen, um den ersten Zugriff zu erleichtern. Auf die
themenübergreifende Hand- und Lehrbuch- sowie Kommentarliteratur wird im An-
hang verwiesen, da sie aus Platzgründen nicht im Einzelnen berücksichtigt werden
konnte.

Die Verwendung der gesetzlich vorgegebenen Begriffe „Ausländer“ oder „Asylbewer-
ber“ erfolgt geschlechtsneutral. Die Tenorierungsmuster für Bescheide, Eilanträge und
Klagen dienen der praxisorientierten Veranschaulichung, nicht der einzelfallbezogenen
Rechtsberatung.

Für Berichtigungs- und Verbesserungsvorschläge (auslr-asylr-lehrbuch@web.de) bin ich
stets dankbar.

   

Augsburg, im September 2019 apl. Prof. Dr. Andreas Dietz
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Die Bedeutung des Ausländer- und Asylrechts
in Deutschland

„Deutschland ist ein Einwanderungsland.“ Dieser lange politisch umstrittene Satz hat
sich spätestens mit der Flüchtlingswelle1 des Jahres 2015 bestätigt: Über 1,6 Mio.
Schutzsuchende vorwiegend aus dem Nahen Osten (Syrien, Irak, Afghanistan) hielten
sich Ende des Jahres 2016 im Bundesgebiet auf.2 Ein Teil von ihnen hat gute Chancen
wenn nicht auf Asyl, so doch auf internationalen oder subsidiären Schutz und damit
auf ein langfristiges Bleiberecht. Sie werden also in Deutschland bleiben und ver-
suchen, im Familiennachzug ihre Ehegatten und Kinder nachzuholen.3 Das wird die
Zusammensetzung der Bevölkerung in Deutschland erheblich verändern. Die soziale
und berufliche Integration der Zuwanderer ist eine Herausforderung für unser Land
und für unser Volk.4 Zugleich erfordert der nach wie vor hohe Zuwanderungsdruck
aus den Regionen südlich der Sahara, woher junge Afrikaner erst über das Mittelmeer
und dann nach Mittel- und Nordeuropa streben, eine effiziente Kontrolle und Begren-
zung der Zuwanderung. Das Asylverfahren darf nicht zum Umweg letztlich für eine
Migration aus asylfremden Motiven werden. Die Migrationsfrage führte bei der Bun-
destagswahl im Herbst 2017 zu einer Wahlniederlage der für die unterlassene Grenz-
schließung im Jahr 2015 verantwortlichen Regierungsparteien, die sich im Jahr 2018
erst mühevoll zu einer Fortsetzung ihrer Regierung durchrangen und bald darauf we-
gen der Asylpolitik in eine ernste Regierungskrise gerieten. Anders als radikale Stim-
men glauben machen wollen, gibt es für derart komplexe Sachverhalte wie die Zuwan-
derungsbegrenzung und die Abschiebungspraxis aber keine einfachen politischen und
juristischen Lösungen. Um dies zu verdeutlichen, werden im Folgenden weniger die
letzten Einzelheiten des Ausländer- und Asylrechts als vielmehr die übergreifenden Zu-
sammenhänge beider Rechtsmaterien in den Mittelpunkt gestellt:

Die Ein- und Auswanderung in der deutschen Geschichte

Deutschland ist nicht erst seit dem Jahr 2015 ein Einwanderungsland. Vielmehr präg-
ten Ein- und Auswanderung seine Geschichte bis in die Gegenwart. Das Phänomen
einer Massenflucht aus dem Nahen Osten nach Deutschland ist zwar neu, aber die da-
hinter stehenden Motive und Zwänge sind es nicht:

So erfasste jene Völkerwanderung germanischer Stämme in der Spätantike, die Druck
auf die Ostgrenze des Römischen Reichs ausübten und schließlich mit Billigung der rö-

1. Teil

§ 1

1 Die Wellenform der Asylerstantragszahl mit einer Spitze im Sommer und einem Rückgang im Winter zeigt
sich im Jahresvergleich der Jahre 2013 bis 2017, nur im Jahr 2015 schob sich die Spitze auf den November,
vgl. BAMF (Hrsg.), Das Bundesamt in Zahlen 2017, S. 12. www.bamf.de, Abruf v. 20.8.2018.

2 Statistisches Bundesamt, Pressemitteilung Nr. 387 v. 2.11.2017, www.destatis.de. Daten zu den Zu- und Fort-
zügen Migrationsbericht 2016/2017, BT-Drs. 19/7470 S. 46 ff. mit Schaubildern.

3 Seit 2015 bilden syrische Staatsangehörige die größte Gruppe im Rahmen des Familiennachzugs. Im Jahr
2017 sind 33.389 syrische Familienangehörige eingereist und haben 29,1 % der erteilten Aufenthaltserlaub-
nisse aus familiären Gründen erhalten. Die zweitgrößte Gruppe bilden türkische Staatsangehörige mit 7.670
(6,7 %) gefolgt von irakischen Staatsangehörigen mit 7.481 (6,5 %) Aufenthaltserlaubnissen aus familiären
Gründen (2016: 6.678), so Migrationsbericht 2016/2017, BT-Drs. 19/7470 S. 7.

4 Ausführlich zu den Herausforderungen Uwe Berlit, Flüchtlingsrecht, S. 101 ff.
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